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104. Jahrgang — Nr. 174 

Gewerbe: Nach dem Aufbau der Ausbau 
Delegiertenversammlujig in Vaduz - Josef Frick als Präsident bestätigt 

Avantgardistische 
Musik 

Morgen abend in Vadugs 
Morgen Mittwoch, den 24. November 1971, 

abends 20.15 Uhr findet im Vortragssaal der 
Musikschule Vaduz ein Konzert mit Musik der 
allerneuesten Richtungen statt. Die in St. Gal­
len ansässige Pianistin Elisabeth Heim spielt 
Werke von  Karlheinz Stockhausen, Olivier 
Messiaen, Heinz Holliger, Frank Martin u. a. 

Frau Heim gehört in der Schweiz zu den we­
nigen Spezialisten der  neueren und neuesten 
Klaviermusik, die auch auf dem internationa­
len Konzertpodium zu Ansehen und Anerken­
nung gelangt ist. Zwei grosse USA-Tourneen in 
den Jahren 1970 und 1971 brachten ihr. reiche 
Erfolge, Platten- und Radioaufnahmen sowie 
die Einladung zu weiteren Tourneen ein. W e r  
avantgardistische Musik hört, kennt auch Frau 
Heim. 

Für diejenigen, die sich bisher mit den mo­
dernsten Strömungen in der Musik noch nicht 
befasst haben, wird dieser Abend eine gute Ge­
legenheut bieten, das Ohr an  eine neue Klang­
welt zu gewöhnen. Zu jedem Stück wird eine 
kleine Einleitung gegeben und Frau Heim ist 
auch bereit, Interessierten das Notenbild (teil­
weise graphische Notation!) zu erklären. 

Da im Programm auch ein aleatorisches 
Werk enthalten ist (Alea = Würfel, Zufall) wird 

; dieses Werk  in mehreren Fassungen vorgetra­
gen werden. 

Das erste Konzert dieser Art in Liechten­
stein, das von einer ausgezeichneten und inter­
national bekannten Pianistin bestritten wird, 
dürfte sicher auch zahlreiche junge Freunde 
der avantgardistischen Musik begeistern. Das 
umfangreiche Konzertangebot in unserer 
Musikschule wird mit dem Klavierabend von 
morgen Mittwoch um ein für unsere Verhält­
nisse musikalisches Experiment ergänzt. 

Alle Freunde — und die es noch werden wol­
len — der neuen Musik, sind zu diesem Abend 
herzlichst eingeladen. Schüler und Studenten 
haben ermässigten Eintritt. 

Privatkonto 
plus 
SWISS CHEQUE 
führen zur 

Vaduz 

Für das liechtensteinische Gewerbe, das in 
den letzten 20 Jahren ein aussefgewöhnliches 
Wachstum aufgewiesen hat, folgen nun1 Jahre  
der Bewährung. Die gewerbliche Wirtschaft 
wird sich auf sich selbst besinnen und direkter 
in die Wirtschaftspolitik des Landes eingreifen 
müssen. Neben dem Arbeitskräftemangel als 
solchem sieht sich vor  allem das Gewerbe auch 
mit dem zunehmenden Spezialistentum kon­
frontiert, ^das diesem Wirtschaftszweig weitge­
hend die Basis zu entziehen droht. Diese und 
andere Aspekte der gewerblichen Wirtschaft 
unseres Landes zeigte Regierungsrat William 
Hoop am Sonntagnachmittag vor  der  Delegier­
tenversammlung der  Gewerbegenossenschaft 
auf. Regierungsrat Hoop, der  an der Versamm­
lung in Vertretung des  Regierungschefs! teil­
nahm, bezeichnete das Jahr  1971 als eine Art 
Halbzeit. Dem' Aufbau der gewenblichen Wirt­
schaft in den letzten Jahrzehnten müsse jetzt 
der  Ausbau folgen. Das Gewerbe habe im 
«Rohbau» des liechtensteinischen Wirtschafts-
gefüges neben der Industrie, dem tertiären Sek­
tor und der besonders unterstützungsbedürfti­
gen Landwirtschaft seinen Platz gefunden, den 
es jetzt zu konsolidieren gelte. R'egierungsrat 
Hoop warnte davor, dem Staat in Zukunft noch 
mehr und neue Aufgaben zu überbinden. Der 
liechtensteinische Staatshaushalt erreiche heu­
te schon einen Umfang von 60 bis 70 Millionen 
Franken, von denen lediglich ein Drittel im 
Lande selbst und durch eigene Kraft aufge­
bracht werde, der Rest, zwei Drittel, komme 
aus Quellen, auf die wir  selbst nur bedingt Ein-
fluss nehmen könnten. Der liechtensteinische 
Staat sei in Zukunft noch mehr als bisher auf 
die Mitarbeit des Gewerbes angewiesen, des­
sen Mitverantwortung für die Gesamtwirt­
schaft heute bedeutender sei als je. 

An  der sonntäglichen Hauptversammlung 
der Gewerbegenossenschaft, die kurz nach 14 
Uhr im Waldhotel in Vaduz begann, nahmen 
gegen 50 Vertreter des Gewerbes teil. Die Ver­
sammlung wurde von  Gewerbepräsident Josef 
Frick eröffnet, der i n  einem umfangreichen Tä­
tigkeitsbericht die Situation des Gewerbes, sei­
ne Aufgaben und Probleme darlegte. Wir  wer­
den diesen Bericht in unserer Mittwochausgabe 
auszugsweise veröffentlichen. 

Bei den nachfolgenden Wahlen, die von Jo­
sef Geier als Tagungspräsident geleitet wur­
den, fand die Arbeit Josef Fricks an  der Spitze 

Unsere Aufnahme von der Deleglertenversammlung der Gewerbegenossenschalt zeigt von 
rechts nach links: Gewerbesekretär Gerhard Biedermann, den in seinem Amt bestätigten Prä­
sidenten Josef Frick, Regierungsiat William Hoop, den abgelösten Vizepräsidenten E. Marxer 
U«d Dr. Alfons Gdop, Redaktor de«:Mitteilungsblattes «Das Gewerbe». ...... (Foto:. Peter) 

des mitgliederstärksten Wirtschaftsverbandeis 
verdiente Anerkennung. Mit 42 (von 45) Dele­
giertenstimmen wurde er in seinem Amt prak­
tisch einhellig bestätigt! 

Für den  (wegen Arbeitsüberlastung) zurück­
getretenen Vizepräsidenten Egon Marxer wur­
de Adolf Marxer aus Eschen neu in dieses Amt 
berufen. 

Nach der sehr speditiven Abwicklung der 
üblichen Vereinsgeschäfte wurden aktuelle, 
das Gewerbe betreffende Probleme ausführlich 
diskutiert. 

So wurde das heutige Schätzwesen kritisiert 
und mit Genugtuung zur Kenntnis genommen, 
dass eine diesbezügliche Revision des Gesamt­
systems in Bearbeitung sei. Kritik wurde auch 
am sogenannten Werkhandel innerhalb unse­
rer Industrie geübt, nachdem es immer mehr 
Betriebe gibt, die ihren Angestellten bei be­
stimmten Geschäften (die meist nicht einmal in 

Liechtenstein sind) Sonderrabatte zusichert 
und damit den einheimischen Handel unnötig 
konkurrenziert. 

Kritik übte die Delegiertenversammlung 
auch an der  Tatsache, dass das seinerzeit ange­
kündigte Berufsbildungsgesetz noch nicht im 
Entwurf vorliege. Die gewerbliche Kammer 
misst diesem Gesetz gleiche Bedeutung wie 
dem Schulgesetz zu und vermisst, dass man sie 
bis heute noch zu keinem Vernehmlassungs-
verfahren eingeladen hat. 

Die Gewerbekammer fürchtet, dass ein neues 
Berufsbildungsgesetz möglicherweise «im 
Schnellverfahren» vorgelegt wird und dabei 
seinen Zweck verfehlen könnte. Man  betrach­
tet ein allfälliges Berufsbildungsgesetz in Ge­
werbekreisen zu Recht als integrierenden Be­
standteil des Schulgesetzes, dem ein sehr um­
fangreiches Vernehmlassungsverfahren vor­
ausging. 

Ein billiges Alibi! 
Sollte die Öffentlichkeit irregeführt werden? 

Es gibt Situationen in der Politik, die man 
nicht schweigend hinnehmen kann, weil man 
sich sonst selbst verdächtig oder mitschuldig 
macht. Eine solche Situation, die uns nachgera­
de  zu einer Stellungnahme zwingt, ist jetzt ein­
getreten. 
. Das Sprachrohr der Mehrheitspartei ist in 

seiner Samstagausgabe dazu übergegangen, 
das Problem der  liechtensteinischen Umfah-
rungsstrasse zu einer politischen Erbsünde der 
früheren Regierung umzufunktionieren und — 
was noch viel schwerer wiegt — die Oeffent-
lichkeit mit unrichtigen, unwahren Angaben 
hinter das Licht zu führen. 

Unter dem Titel «Wie das Gesetz es befahl» 
heisst es im Leitartikel der Ausgabe vom 20. 
November des «Liechtensteiner Vaterland», 
dass «unsere Verkehrsprobleme unter dem 
Zwang eines Gesetzes» stehen. 

Nach einigen allgemeinen Bemerkungen 
über die Frage der  Umfahrungsstrasse, die kei­
nerlei neue Informationen enthalten, heisst es 
wörtlich: 

«Die Frage, was denn dieses Hochleistungsstras-
sennetz bedeute, ist, so scheint uns, der eigentliche 
Pferdefuss des ganzen Problems. Hierfür ist die Re­
gierung Batliner verantwortlich und der Landtag, 
der ein Gesetz einstimmig beschloss, das den Bau 
solcher Hochleistungsstrassen vorsieht...» 

«Wir haben seit 1960 ein Gesetz über den Bau von 
Hochleistungsstrassen und Hauptverkehrsstrassen 
LGB Nr. 39/1969. Dieses Gesetz ist die bindende 
Sichtlinie für die Verwaltung. Es wurde von der Be-

gierung Batliner eingebracht und die heutige Regie­
rung kann gar nicht anders, als dieses Gesetz auszu­
führen.  . .» 

Es folgen sodann Auszüge aus dem Gesetz 
und aus der  Landtagsdebatte. Der Leitartikel 
schliesst mit folgenden Sätzen: 

«Viel schwerer als alles andere wiegt die Feststel­
lung von Art. 5 Abs. 2, wonach die Regierung end­
gültig Uber die allgemeine Linienführung und Stras-
senart entscheidet. Niemand kann — so will es das 
Gesetz, einen solchen Entscheid anfechten, etwas 
das uns jahrzehntelang belasten kann. Diese Voll­
macht liess sich die FBP-Regierung geben.» 

Will es das Gesetz wirklich so? 
Das im Jahre  1969 selbstverständlich mit den 

Stimmen der VU verabschiedete Gesetz zwingt 
niemanden zum Bau von Hochleistungsstras­
sen! Es handelt sich vielmehr um ein Verfah­
rensgesetz, das den Modus festgelegt, wie vor­
gegangen werden soll, falls eine Umfahrungs­
strasse gebaut wird. Die Entscheidung über die 
Frage, ob überhaupt eine Umfahrungsstrasse 
gebaut wird oder nicht, liegt ausschliesslich bei 
den zuständigen Behörden (Regierung und 
Landtag) und — beim Volk, das letztlich auch 
noch ein Wor t  mitzureden hat.  

Wer macht Gesetze? 
Angenommen es  würde der Wahrheit  ent­

sprechen, was  im «Vaterland» über das Gesetz 
aus dem Jahre 1969 geschrieben steht, so 
müsste m a n  sich fragen, warum dieses Gesetz 

denn nicht einfach abgeändert oder ausser 
Kraft gesetzt wird? 

Niemand kann Gesetze leichter ändern oder 
ausser Kraft setzen als die Vaterländische 
Union, die j a  die Mehrheit in Landtag und Re­
gierung hat. ( 

• Wie wenig Respekt sie mitunter vor beste­
henden Gesetzen hat, wenn sie ihr nicht mehr 
passen, beweist die im Landtag anhängige Vor­
lage zur Abänderung des Gesetzes über den Fi­
nanzausgleich. Ohne die Gemeinden anzuhören 
und über deren Köpfe hinweg, wird hier ein­
fach entschieden. 

Klingt es nicht paradox, wenn die gleiche 
Partei angeblich an ein Gesetz gebunden sein 
soll, das lediglich das Verfahren über den mög­
lichen Bau von Hochleistungsstrassen regelt? 

Politische Bankrotterklärung 
Die Umfahrungsstrasse ist kein Gesetzes­

problem, sondern ein Verkehrspnoblein. Ein 
Verkehrsproblem kann auch nicht «unter dem 
Zwang eines Gesetzes» stehen. Anstatt 
einzugestehen, dass man in der Frage der Um­
fahrungsstrasse um keinen Schritt weiter ge­
kommen ist, j a  noch mehr, dass man immen we­
niger weiss, was man, überhaupt will, versucht 
man nun ein Gesetz (!) für die Verkehrsproble­
me in unserem Land verantwortlich zu machen. 
Eine plumpere, politische Bankrotterklärung 
hätte man der Oeffentlichkeit kaum noch zu­
muten dürfen. 

Der Landtag als ungeeignetes Gremium 
«Viel schwerer als alles andere wiegt» (laut 

Vaterland) die Tatsache, dass laut Gesetz aus  
(Fortsetzung Seite 2) 
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